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Pressemitteilung 
ARE : Dringlichkeits-Appell  an Dietmar Woidke

Anlässlich eines Treffens der Verbände der durch kommunistische Verfolgung  und Enteignung Betroffenen mit  Ministerpräsidenten Dietmar Woidke am  22.3.2018 in der Potsdamer Staatskanzlei äußerte sich der Bundesvorsitzende des Zusammenschlusses Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum e.V. (ARE), Manfred Graf von Schwerin, verärgert über die schleppende Aufarbeitung aufgedeckter Rechtsverletzungen und der nach wie vor offenen Rechtsfragen seit über zehn Jahren.

Die Landesregierung hatte sich nach anfänglichem Zögern grundsätzlich bereit erklärt, professionelle Erbenermittler für Bodenreformflächen zu beauftragen. Die Beauftragung für die professionelle Suche nach 10.208 rechtmäßigen Besitzern oder Erben erbrachte bisher nur unzureichende Ergebnisse; das Land Brandenburg, bereits 2007 vom Bundesgerichtshof massiv abgemahnt,  fand selbst nach Jahren  bisher nur  einen Bruchteil der Erben und verschleppte die gebotene Aufarbeitung.

Weiterhin beklagt die ARE, dass noch immer nicht  die Empfehlungen der Enquetekommission von 2014 umgesetzt wurden, eine Ausnahme bildet nur eine minimalen und unbefriedigende Härtefallregelung unter sozialem Aspekt. Dies, obwohl die Vertreter der Landesregierung bzw. der beiden Koalitionsfraktionen den nachdrücklichen Empfehlungen der Kommission zugestimmt hatten. Graf Schwerin stellt nun öffentlich die Frage, wie in einem gemeinsamen Gremium mit Vertretern der Landesregierung und des Landtags und Vertretern der Opferverbände für eine konkrete Regelung der Umsetzung gesorgt werden kann.

Angedeutete Regelungen einer neuen Richtlinie müssten unbedingt konkretisiert und und mit der Vertretung der n Betroffenen abgestimmt werden. Auch hier mahnt die ARE ein beschleunigtes Verfahren an. „Eine weitere Verzögerung ist den oft betagten Geschädigten einfach nicht mehr zuzumuten“, so der ARE- Chef.

Ebenso nachdrücklich erwartet die ARE, dass die Vergabe der sogenannten 

„PMO“-Mittel transparent und sinngemäß eingesetzt werden. Die Mitteln aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisationen der DDR seien vom Bund in die Hände der Länder gegeben, um zwar einerseits  investive Vorhaben im Land zu fördern, andererseits aber besonders auch der Erinnerungskultur, dem Schutz des Kulturerbes und den Wiedergutmachungsleistungen für Verfolgungsopfern der SED Rechnung zu tragen, sagte von Schwerin.

Auch in der Sache der Strafrechtlichen Rehabilitierung besteht Handlungszwang. Dank einer gemeinsamen Initiative der ARE mit der Union der Opfer Kommunistischer Gewaltherrschaft e.V. (UOKG) wurde in Zusammenarbeit mit dem namhaften Münchener Rechtsanwalt Dr. Johannes Wasmuth  ein umfangreicher Novellierungsvorschlag erarbeitet und vorgelegt. Dieser soll nun bei den zuständigen Stellen des Landes geprüft werden. Schwerin möchte wissen, ob die Landesregierung die vom Bundesrat bereits ergriffene Initiative zur Entfristung der Strafrechtlichen Rehabilitierung über das Jahr 2019 hinaus nachdrücklich unterstützt, da Abertausende  Ansprüche Betroffener noch nicht erledigt sind. 
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